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Liebe Leserinnen und Leser, 

wir freuen uns, dass Ihr Euch unseren aktuellen Newsletter BERLIN AKTUELL zur Lektüre genom-
men habt.  

Wieder ist eine Sitzungswoche im Deutschen Bundestag vorüber, weshalb wir die für uns wichtigsten 

Themen in unserem Newsletter zusammengefasst haben. 

Mieterschutz: Horst Seehofer hatte am Dienstag einen neuen Entwurf an die anderen Ministerien ver-

sandt, in dem eine wichtige Passage gestrichen worden war. In diesem neu vorgelegten Entwurf zur 

Baugesetzbuchnovelle waren die zwei wichtigen SPD-Vorhaben – Baugebote und Umwandlungsver-

bote – entgegen mehrfacher Vereinbarungen entfernt worden. Das ist inakzeptabel! 

Außerdem: Ein wesentlicher Baustein des Klimaschutzprogramms ist die CO2-Bepreisung für Verkehr 

und Wärme ab 2021. Der CO2-Preis umfasst alle Wirtschaftsbereiche, die nicht vom EU-Emissionshan-

del erfasst sind. Damit soll erreicht werden, dass sich klimaschonendes Verhalten lohnt. 

Ebenfalls wurde am Freitag der Gesetzentwurf zur Änderung des Bundeswahlgesetzes beschlossen. 

So soll der weiteren Vergrößerung unseres Parlaments entgegengewirkt werden. 

Des Weiteren haben wir die Transparenzregeln für uns Bundestagsabgeordnete reformiert und ver-

schärft. 

Wir wünschen viel Freude beim Lesen! 

Eure  

          Bärbel Bas       Mahmut Özdemir 
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WOHNEN 

Einsatz für mehr Mieterschutz  

Im August 2019 waren die Pläne eigentlich schon in trockenen Tüchern: „Die Bundesregierung 

beschließt Wohn- und Mietenpaket, und einigt sich auf Maßnahmen zum bezahlbaren Wohnen 

und der Schaffung zusätzlichen Wohnraums“, hieß es auf der Webseite des von Horst 

Seehofer geführten Innenministeriums, das auch für das Thema Bau zuständig ist. 

Unter zahlreichen Maßnahmen wie etwa der Verlängerung der Mietpreisbremse standen auch 

diese für die SPD-Fraktion zentralen Vorhaben: Bis zum Ende des Jahres werde die Bundes-

regierung einen Gesetzentwurf vorlegen, der die Möglichkeit zur Umwandlung von Mietwoh-

nungen in Eigentumswohnungen begrenze. Zudem werde sie einen Gesetzentwurf zur Ände-

rung des Baugesetzbuchs vorlegen. Die Möglichkeiten für Kommunen zur Schließung von 

Baulücken sollen verbessert werden, etwa durch eine Weiterentwicklung des Vorkaufsrechts 

oder durch die erleichterte Anwendung eines Baugebots. 

Es dauerte zwar viel länger als angekündigt, aber jetzt endlich stand die Novelle des Bauge-

setzbuchs nach einem guten ersten Entwurf aus dem Juni auf der Zielgeraden, um zeitnah im 

Kabinett verabschiedet werden zu können. Doch Horst Seehofer hatte am Dienstag einen 

neuen Entwurf an die anderen Ministerien versandt, in dem eine in einer früheren Version 

enthaltene Passage gestrichen worden war. In diesem neu vorgelegten Entwurf zur Bauge-

setzbuchnovelle waren die zwei wichtigen SPD-Vorhaben – Baugebote und Umwandlungs-

verbote – entgegen mehrfacher Vereinbarungen entfernt worden. 

Entsprechend groß ist die Empörung in der SPD-Fraktion: Es sei „inakzeptabel“, dass Baumi-

nister Seehofer vor dem Druck der Immobilienlobby und deren Vertretern in der Unionsfraktion 

eingeknickt sei, schreibt Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher, in einer Stellung-

nahme. „Unser Koalitionspartner zeigt sich ein Jahr vor der Bundestagswahl einmal mehr als 

Anti-Mieter-Parte. Das wird die SPD-Bundestagsfraktion nicht mittragen.“ 

Die Zeit drängt 

Auch Vizekanzler Olaf Scholz (SPD) äußerte Kritik. So wie das Gesetz von Bundesinnenmi-

nister Horst Seehofer (CSU) in die Ressortabstimmung gegeben worden sei, könne es nicht 

bleiben, sagte er. "Niemand kann die Augen verschließen vor der schwierigen Lage am deut-

schen Wohnungsmarkt. In den Ballungsräumen unseres Landes steigen die Mieten", sagte 
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Scholz. Diese Lage werde sich erst entspannen, wenn viel mehr und bezahlbare Wohnungen 

gebaut würden. "Dafür braucht es ein modernes Baurecht, das auch die Möglichkeit für die 

Städte enthält, Baugebote auszusprechen und die Umwandlung von Mietwohnungen zu be-

schränken", so Scholz. Die Zeit dränge, die lange erwarteten Reformen duldeten "keinen Auf-

schub" mehr. 

Die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen ist in angespannten Wohnungsmärkten 

zum Geschäftsmodell geworden. Sie hat oft zur Folge, dass Mieter aus ihren Wohnungen ver-

drängt werden. Meist werden die Häuser vor dem Verkauf aufwändig saniert und aufgewertet, 

damit steigt die Wahrscheinlichkeit von Mieterhöhungen. Die wenigsten Mieter haben die fi-

nanziellen Möglichkeiten, von ihrem Vorkaufsrecht Gebrauch zu machen. Nach drei Jahren 

können die neuen Eigentümer Eigenbedarf anmelden. 

Deshalb hat die SPD-Fraktion durchsetzen können, dass der Bund hier aktiv wird. Auf dem 

Wohngipfel 2018 im Kanzleramt, im Koalitionsausschuss im August 2019, in der Baulandkom-

mission sowie auf Ministerebene konnte sie den Koalitionspartner mehrfach dazu bringen, ei-

ner gesetzlichen Regelung gegen diese völlig unsoziale Praxis gegen Mieter zuzustimmen. 

Auf wiederholten Druck der SPD-Fraktion und -Minister legte der verantwortliche Bauminister 

Seehofer im Juni 2020 einen Entwurf zur BauGB-Novelle vor, der diese Vereinbarung auch 

endlich umsetzt. Damit sollen, wie es auch in der Gesetzesbegründung heißt, Mieter vor Ver-

drängung durch Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen geschützt werden. 

Nicht nur diese Einigung wurde nunmehr eigenständig vom Bauminister entfernt. Auch bei der 

enthaltenen Regelung zur Erleichterung der Anwendung von Baugeboten wurde der Koaliti-

onspartner wortbrüchig. Horst Seehofer hat in der Novelle genau die Regelungen gegen Spe-

kulation im Wohnungsbau gestrichen. Das ist das Gegenteil der sozialen Versprechungen des 

CSU-Parteivorsitzenden, Markus Söder. Beim Wohngipfel im September 2018 von Bund, Län-

dern und Kommunen war vereinbart worden: „Der Bund strebt an, unter Einbeziehung von 

Ländern und Kommunen die Möglichkeiten zu reduzieren, Mietwohnungen in Eigentumswoh-

nungen umzuwandeln. Ausnahmen sollen nur in Einzelfällen geltend gemacht werden dürfen.“ 

Das Innenressort hatte dazu am Mittwoch erklärt, in der Länder- und Verbände-Anhörung zum 

Baulandmobilisierungsgesetz habe sich gezeigt, dass die dort ursprünglich enthaltene Rege-

lung zur Wohnungsumwandlung „unter den Ländern derzeit streitig“ sei. „Daher ist diese Re-

gelung aus dem aktuellen Gesetzentwurf ausgeklammert worden.“ 
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„Die Anwältin der Mieter ist und bleibt die SPD-Fraktion“, so Daldrup. Gemeinwohl und Stadt-

entwicklung stünden für die Abgeordneten der SPD immer vor Rendite und Spekulation. „Wir 

verlangen von der Union, den gemeinsamen Koalitionsbeschluss umzusetzen. Ein Scheitern 

wäre ein fatales Versagen des Bauministers“, fordert Daldrup. Der stellvertretende SPD-Frak-

tionschef, Sören Bartol, sagte: „Ohne ein Umwandlungsverbot und ein Baugebot wird es mit 

der SPD-Fraktion im Bundestag keine Novelle des Baugesetzbuches geben.“ 

UMW ELT 

Der CO2-Preis kommt 

Die SPD-Bundestagsfraktion bekennt sich ausdrücklich zu den Zielen des Pariser Klimaab-

kommens. Sie befürwortet die globale Erderwärmung deutlich unter zwei Grad zu halten und 

auf möglichst 1,5 Grad Celsius begrenzen. Die SPD-Fraktion hat schon 2010 in einem Antrag 

im Deutschen Bundestag ein Klimaschutzgesetz gefordert, um die Klimaziele verbindlich zu 

machen. In der Großen Koalition sind die SPD-Abgeordneten die treibende Kraft für weitrei-

chende klimapolitische Maßnahmen. Die SPD-Fraktion hat 2019 das Klimaschutzgesetz und 

das Klimaschutzprogramm 2030 auf den Weg gebracht, das umfangreiche Maßnahmen ent-

hält, die den CO2-Verbrauch senken und klimafreundliches Verhalten fördern sollen. 

Ein wesentlicher Baustein des Klimaschutzprogramms ist die CO2-Bepreisung für Verkehr und 

Wärme ab 2021. Damit werden in Deutschland sämtliche fossile Brennstoffemissionen mit ei-

nem CO2-Preis belegt. Er umfasst alle Wirtschaftsbereiche, die nicht vom EU-Emissionshan-

del erfasst sind. Damit soll erreicht werden, dass sich klimaschonendes Verhalten lohnt. Die 

Einführung des CO2-Preises erfolgt über das Brennstoffemissionshandelsgesetz, das der 

Bundestag im November 2019 beschlossen hat. Im Rahmen des Vermittlungsverfahrens ha-

ben Bundestag und Bundesrat Ende 2019 eine Erhöhung der ursprünglich vereinbarten Zerti-

fikatspreise vereinbart. 

Mit dem „Ersten Gesetz zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes“ hat der Bun-

destag nun die vereinbarten Regelungen am Donnerstag beschlossen. Demnach wird die 

Tonne CO2 zu Beginn des Zertifikathandels am 1. Januar 2021 25 Euro statt 10 Euro kosten 

und bis 2025 auf 55 Euro ansteigen. Für das Jahr 2026 wird ein Preiskorridor mit einem Min-

destpreis von 55 Euro pro Emissionszertifikat und einem Höchstpreis von 65 Euro pro Emissi-

onszertifikat festgelegt. Ab 2027 erfolgt eine freie Preisbildung, analog zum EU-Emissionshan-

del. 
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Sozial gerechter Umbau zur klimaneutralen Gesellschaft 

Das nationale Bepreisungssystem soll dazu beitragen, dass die deutschen und europäischen 

Klimaschutzziele erreicht werden, indem es CO2-Emissionen sukzessive verteuert und An-

reize für den Umstieg auf klimafreundliche Alternativen schafft. Damit ist ein Anfang gemacht 

auf dem Weg zu einem sozial-ökologischen Umbau unserer Gesellschaft. 

Der SPD-Fraktion zufolge kann der Umbau zu einer klimaneutralen Gesellschaft jedoch nur 

gelingen, wenn er solidarisch abläuft und er ausgewogen und sozial gerecht ist. Die SPD-Ab-

geordneten sind davon überzeugt, dass Klimaschutz nur gelingen kann, wenn er auf breite 

Akzeptanz stößt und möglichst alle Menschen mitgehen. Darum haben sie sich in den Ver-

handlungen zwischen Bund und Ländern erfolgreich gegenüber der Union, der FDP und den 

Grünen dafür eingesetzt, dass die zusätzlichen Einnahmen aus dem höheren Startpreis der 

Zertifikate an die Verbraucher*innen zurückgegeben werden. 

Die CO2-Bepreisung ist daher an eine schrittweise Reduzierung der EEG-Umlage aus den 

Einnahmen der CO2-Bepreisung geknüpft. Davon profitieren auch die Unternehmen. Außer-

dem wird ab dem 1. Januar 2024 die zusätzliche Entfernungspauschale für Fernpendler an-

gehoben. 

Zur zusätzlichen Regelung der Lastenverteilung der CO2-Bepreisung zwischen Mieter*innen 

und Vermieter*innen haben die SPD-geführten Ministerien ein Eckpunkte-Papier vorgelegt. 

Wenn der CO2-Preis ab 2021 das Heizen mit Öl und Gas verteuert, sollten aus Sicht der SPD-

geführten Ministerien für Finanzen, Umwelt und Justiz Vermieter die Hälfte der zusätzlichen 

Kosten tragen.  

Verlagerungen ins Ausland verhindern 

Für Unternehmen, die mit ihren Produkten in besonderem Maße im internationalen oder euro-

päischen Wettbewerb stehen, kann die CO2-Bepreisung zum Problem werden. Sie könnten in 

die Lage geraten, dass sie die zusätzlichen Kosten nicht über die Produktpreise abwälzen 

können, wenn ausländische Wettbewerber keiner vergleichbar hohen CO2-Bepreisung unter-

liegen. In diesen Fällen könnte es dazu kommen, dass die Produktion möglicherweise ins Aus-

land abwandert („Carbon Leakage“). Damit aber gewährleistet wird, dass bei einem höheren 



8

Einstiegspreis betroffene Unternehmen international wettbewerbsfähig bleiben, wurde im Ver-

mittlungsverfahren auch vereinbart, bereits mit Rückwirkung zum 1. Januar 2021 erforderliche 

Maßnahmen zur Vermeidung von „Carbon Leakage“ zu regeln. 

Zwar ist die CO2-Bepreisung Teil einer notwendigen Transformation von Wirtschaft und Ge-

sellschaft, aber Deutschland muss gleichzeitig auch ein attraktiver Wirtschaftsstandort für alle 

Branchen bleiben. Denn von einer Verlagerung der Produktion ins Ausland wären nicht nur 

Arbeitsplätze betroffen, sondern es wäre auch für den Klimaschutz nichts gewonnen – die 

CO2-Emissionen entstünden lediglich woanders, möglicherweise käme es sogar zu insgesamt 

höheren Emissionen. 

Die Bundesregierung hat deshalb am 23. September 2020 die von der Bundesumweltministe-

rin vorgelegten Eckpunkte zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Industrieunter-

nehmen beschlossen. Unternehmen erhalten künftig auf Grundlage der sogenannten Carbon-

Leakage-Verordnung einen finanziellen Ausgleich, sofern ihnen durch die CO2-Bepreisung 

Nachteile im internationalen Wettbewerb entstehen.  

Betrieben die nötige Zeit geben 

Im parlamentarischen Verfahren haben die Koalitionsfraktionen in einem Entschließungsan-

trag die Notwendigkeit eines angemessenen Carbon-Leakage-Schutzes unterstrichen und 

konkrete Forderungen zur Ausgestaltung der Rechtsverordnung formuliert: „Wir müssen Un-

ternehmen bei der Transformation hin zu mehr Klimaschutz unterstützen und ihnen die nötige 

Zeit geben. Betriebe, die es nicht mehr gibt, können wir auch nicht mehr transformieren“, sagt 

Klaus Mindrup, Mitglied im Umweltausschuss. 

Die Bunderegierung muss die Carbon-Leakage-Verordnung noch im laufenden Jahr dem 

Deutschen Bundestag zuleiten und bei der Ausgestaltung der Beihilferegelungen verstärkt die 

nationalen Besonderheiten berücksichtigen. 

Zudem haben die parlamentarischen Beratungen verdeutlicht, dass bei der Umsetzung des 

Brennstoffemissionshandels in vielen Bereichen noch Klärungs- und Regelungsbedarf be-

steht. Dies betrifft unter anderem die Ausweitung der einbezogenen Brennstoffe ab dem Jahr 

2023. So soll für den Bereich der Abfallverbrennung eine Verschiebung des Beginns der CO2-
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Bepreisung auf 2024 geprüft werden. Darüber hinaus haben sich die Koalitionspartner ver-

ständigt, die Verbrennung von Klärschlämmen aus der kommunalen Abwasserwirtschaft künf-

tig mit einem Emissonsfaktor Null zu beziffern. 

WAHLRECHTSREFORM 

Der Bundestag soll handlungsfähig bleiben  

Der Deutsche Bundestag hat auf der Grundlage des bisherigen Wahlrechts bei der Bundes-

tagswahl 2017 eine Größe von 709 Abgeordneten angenommen, eine weitere Erhöhung der 

Sitzzahl ist nicht ausgeschlossen. Dies könnte den Bundestag an die Grenzen seiner Arbeits- 

und Handlungsfähigkeit bringen. 

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Bundeswahlgesetzes, den der Bundestag am Freitag 

beschlossen hat, soll der weiteren Vergrößerung der Institution entgegenwirken. 

Er hält am Wahlsystem der „personalisierten Verhältniswahl“ fest.  Wähler in Deutschland ha-

ben eine Erst- und eine Zweitstimme. Mit der Erststimme wählen sie eine bestimmte Person 

ihres Wahlkreises, es ist der „personalisierte“ Teil des Wahlsystems. Mit der Zweitstimme wer-

den Parteien gewählt, sie entscheidet über die Zusammensetzung des Bundestages. Nach 

der Wahl werden die Zweitstimmen der Parteien proportional nach Wahlerfolg auf die Länder 

aufgeteilt. Dort wird die Anzahl dieser Mandate mit der Anzahl der dort gewonnenen 

Direktmandate verrechnet. Gibt es mehr Direktmandate als über die Zweitstimme gewonne-

nen Mandate, entstehen sogenannte „Überhangmandate“. Das ist ein Grund für die steigende 

Zahl der Abgeordneten. 

2013 wurde das Wahlrecht geändert, um diese Überhangmandate auszugleichen, mit soge-

nannten Ausgleichsmandaten. Keine Partei sollte durch die Überhangmandate einen Vorteil 

erhalten. Anfallende Überhangmandate werden durch die Ausgleichsmandate mit Blick auf 

den bundesweiten Zweitstimmenproporz vollständig ausgeglichen. Die Gesamtzahl der Sitze 

wird so lange vergrößert, bis die Überhangmandate für eine Partei keinen relativen Vorteil 

mehr darstellen und so eine föderal ausgewogene Verteilung der Bundestagsmandate zu ge-

währleistet wird. Auch diese Praxis führte zur Vergrößerung des Bundestags. 

Kommission soll bis 2023 weitere Reformen empfehlen 

Um der Bundestagsvergrößerung entgegenzuwirken, soll nach der Änderung des Bundes-

wahlgesetzes ab der Bundestagswahl 2025 die Zahl der Wahlkreise von 299 auf künftig 280 
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reduziert werden. Bereits für die nächste Bundestagswahl soll gelten, dass mit dem Ausgleich 

von Überhangmandaten erst nach dem dritten Überhangmandat begonnen wird. Zudem sollen 

Überhangmandate, die einem Bundesland entstehen, wenn eine Partei dort mehr Direktman-

date erringt als ihr nach dem Zweitstimmenergebnis zustehen, mit Listenplätzen der Partei in 

anderen Ländern teilweise verrechnet werden.  Bezogen auf das Ergebnis der Bundestags-

wahl 2017 wäre damit eine Absenkung der Gesamtsitze auf bis zu 682 Abgeordnete möglich 

gewesen, heißt es in einer Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags.  

Dem Deutschen Bundestag wurde zudem aufgegeben, eine Reformkommission einzusetzen, 

die sich mit Fragen des Wahlrechts befasst und hierzu bis zum 30. Juni 2023 Empfehlungen 

erarbeitet. Die Kommission soll sich mit der Frage des Wahlrechts ab 16 Jahren sowie mit der 

Dauer der Legislaturperiode befassen und Vorschläge zur Modernisierung der Parlamentsar-

beit erarbeiten sowie weitere Fragen des Wahlrechts erörtern. Außerdem soll sie Maßnahmen 

empfehlen, um eine gleichberechtigte Repräsentanz von Frauen und Männern auf den Kandi-

datenlisten und im Bundestag zu erreichen. Dieser Punkt ist der SPD-Bundestagsfraktion be-

sonders wichtig. 

Die SPD-Fraktion hatte im März Vorschläge zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vorge-

legt. Kernpunkt war, die Größe des Bundestages bereits bei den Bundestagswahlen 2021 auf 

maximal 690 Abgeordnete zu begrenzen und Kandidatenlisten abwechselnd mit Männern und 

Frauen zu besetzen. 

Die SPD-Fraktion sieht das jetzt beschlossene Gesetz laut Fraktionschef Rolf Mützenich „nicht 

mit Euphorie“, trägt den in der Koalition ausgehandelten Kompromiss aber dennoch mit. 

Corona-Notfallregelung für die Bundestagswahlen 

In einer weiteren Änderung des Bundeswahlgesetzes streben CDU/CSU und SPD eine 

Corona-Notfallregelung für die Vorbereitung der nächsten Bundestagswahl im Herbst 2021 an. 

Dieses Gesetz hat der Bundestag am Freitag beschlossen. Konkret geht es um das Verfahren 

zur Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten. Dazu müssen die Parteien bislang zwin-

gend Parteitage oder vergleichbare Versammlungen einberufen. Nach der aktuellen Fassung 

des Bundeswahlgesetzes gibt es im Falle einer Pandemie keine Möglichkeit, aus infektions-

schutzrechtlichen Gründen auf die Durchführung der Kandidat*innenaufstellung in Versamm-

lungen zu verzichten. Dies könnte aber bei einer erneuten Verschärfung der Infektionslage 

schwierig bis unmöglich werden. 
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In Ausnahmesituationen soll dies laut dem Entwurf auch durch eine Mischung aus Briefwahl 

und elektronischem Verfahren ermöglicht werden. Bedingung ist, dass der Bundestag vorab 

feststellt, dass Versammlungen zur Aufstellung von Wahlbewerber*innen ganz oder teilweise 

unmöglich sind. Das Bundesinnenministerium wird in diesem Fall ermächtigt, qua Rechtsver-

ordnung, die ebenfalls der Zustimmung des Bundestages bedarf, Abweichungen von den 

Bestimmungen zur Aufstellung der Wahlbewerber*innen zuzulassen – dies jedoch nur als letz-

tes Mittel, um die Durchführung der Wahlen zu sichern. 

TRANSPARENZ 

Mehr Transparenz für Bundestagsabgeordnete 

Mit dem von den Koalitionsfraktionen eingebrachten Gesetzentwurf, der am Mittwoch be-

schlossen wurde, werden – teilweise auf Grundlage der Empfehlungen der Staatengruppe ge-

gen Korruption des Europarates (GRECO) - die Transparenzregeln für Bundestagsabgeord-

nete reformiert.  

Bisher können lediglich Verstöße gegen die Anzeigepflicht von anzeigepflichtigen Nebentätig-

keiten und Nebeneinkünften mit einem Ordnungsgeld sanktioniert werden. Für Verstöße ge-

gen die Anzeigepflicht von anzeigepflichtigen Spenden oder gegen das Annahmeverbot von 

unzulässigen Zuwendungen oder Vermögenvorteilen waren Ordnungsgelder bisher nicht vor-

gesehen sind. Diese Regelungslücke wird jetzt geschlossen.  

Ordnungsgelder dürfen künftig auch dann verhängt werden, wenn Mitarbeiter*innen von Ab-

geordneten unzulässig beschäftigt sind, etwa im Falle des rechtswidrigen Mitarbeitereinsatzes 

im Wahlkampf – eine Maßnahme, die auf einen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 

vom 19. September 2017 zurückgeht.  

Eine weitere Änderung betrifft die Lebensläufe von Abgeordneten: Bei beruflichen oder ge-

schäftlichen Angelegenheiten darf eine Mitgliedschaft im Bundestag nicht angegeben werden. 

Um jedoch größere Lücken in den Lebensläufen der Abgeordneten zu vermeiden, soll künftig 

nur der missbräuchliche Hinweis unzulässig sein. Zudem soll die Druckversion des Amtlichen 

Handbuchs des Deutschen Bundestages abgeschafft werden. 
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